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Vernehmlassung der EDK zur interkantonalen Vereinbarung über die 
Harmonisierung der obligatorischen Schule. 

Vorbemerkungen 
Beteiligung 
Wir danken für die ausreichend lange Beantwortungsfrist, die eine eingehende Diskussion des 
Vereinbarungstextes in unseren Vereinsstrukturen möglich machte. Denn trotz der Tatsache, dass diese 
Vernehmlassung die Sekundarstufe 2 nicht direkt betrifft, erweckte sie ein grosses Interesse.  

Mehrere Fach- sowie Kantonalverbände des VSG sind überzeugt davon, dass sich besonders 
Bildungsmonitoring, Standards und Portfolios früher oder später auf die weiterbildenden Schulen 
auswirken werden, falls die Harmonisierung so durchgeführt werden sollte, wie der Vereinbarungstext 
das vorsieht. Die zahlreichsten Bemerkungen wurden denn auch zu den Artikeln 3, 5, 7 und 9 gemacht 
und zu den aus der Harmonisierung entstehenden Kosten. 

Kostenfolgen 
Häufig prangern unsere Verbände die Vorausberechnungen der Kosten an, die in den Erläuterungen zu 
finden sind. Darin wird zwar mehrmals wiederholt, dass die Kosten für alle Kantone zusammen nicht 
ausgerechnet werden könnten, weil erhebliche strukturelle Unterschiede zwischen ihnen bestünden, 
aber das bedeutet unserer Ansicht nach dann eben auch, dass einige Kantone recht hohe Kosten 
werden auf sich nehmen müssen, auch wenn die Finanzierungsverantwortung vom Bund ganz oder 
teilweise übernommen werden soll.  

Wie weit der Bund dieses Versprechen allerdings einlösen wird, muss sich erst noch zeigen. In dieser 
Hinsicht stimmt es die Lehrerinnen und Lehrer nicht sehr optimistisch, dass Isabelle Chassot gleich 
nach der Abstimmung über den Bildungsrahmenartikel dagegen protestieren musste, dass der Bund 
versprochene finanzielle Mittel für den Bildungsbereich strich auch wenn es Mitte November der 
neuen Präsidentin der EDK gelungen ist, die Gelder für Berufsbildung und FH doch noch vom Bund 
zu erhalten. 

Die Kostenfolgen werden in den Erläuterungen sechs Mal betont optimistisch formuliert, während nur 
einmal von bedeutenden Mehrkosten gesprochen wird.  

Es erscheint den erfahrenen Lehrerinnen und Lehrern höchst alarmierend, wenn der zu erwartende 
Mehraufwand heruntergespielt wird, indem Sparmöglichkeiten wie Nützung von Synergien, 
Kompensation der Ausgaben durch sinkende Schülerzahlen, Reduktion der Ausgaben durch 
Lehrmittelkoordinierung hervorgehoben werden. Diese Tiefrechnungen sind dazu geeignet, den 
Politikern die Reform als eine weitere Sparmöglichkeit im öffentlichen Budget anzupreisen. 

Die Gymnasiallehrerinnen und –lehrer haben eine bedeutende Reform bei gleichzeitiger Senkung der 
kantonalen Ausgaben für das Gymnasium (laut BfS) durchführen müssen. Die Harmonisierung der 
obligatorischen Schule darf nicht ohne besonders dafür bereitgestellte Gelder durchgeführt werden. 
Sonst ist zu befürchten, dass die Ausgaben für das Gymnasium in Zukunft weiter sinken, weil die 
kantonalen Bildungsbudgets im besten Falle konstant bleiben, wenn sie nicht weiter den fallenden 
Trend verfolgen. Auf diese Weise bildet dieses Land weder Akademiker für die Zukunft noch fördert 
es die Konkurrenzfähigkeit schweizerischer Wissenschaften.  

Ausserdem ist zu befürchten, dass missgünstiges Konkurrenzdenken zwischen den Lehrerinnen und 
Lehrern der obligatorischen Schule und denen der Sekundarstufe 2 durch weitere Entziehung der 
finanziellen Mittel gefördert wird. Das Resultat davon wird ein Beharren auf den aktuell gegebenen 
Zuständen sein, was jeglichen Unternehmungsgeist der Lehrkräfte, die diese Reform umsetzen 
müssen, im Keim erstickt.  
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Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln 
1. Zweck 

Die Harmonisierung der Unterrichtsziele bringt dem Erachten vieler Lehrerverbände zufolge nicht 
unbedingt eine grössere Qualität mit sich. Strukturelle Änderungen sind ihrer Meinung nach nicht 
Bedingung der Qualitätserhaltung oder –verbesserung.  

Es besteht in der Tat die Gefahr, dass sich Unterricht und Lernen in der einzelnen Klasse eher nach 
minimalen statt nach höher gesteckten Zielen einer Schule oder einer Lehrkraft ausrichtet, weil die 
Systemsteuerung die Mindestleistungen festlegt, mit denen sich die meisten zufrieden geben 
werden. Schlimmer, das Anspornen zu höheren Leistungen wird von den Eltern angegriffen 
werden, auch auf juristischem Wege, weil sie der Meinung sein könnten, dass solche fordernden 
Lehrkräfte, bzw. Schulen, ihren Kindern die Berufschancen verderben. Ausserdem ist nicht klar, 
wie und warum aus der Harmonisierung ein „qualitätsorientierter Wettbewerb“ entstehen sollte. 
Die Gymnasiallehrerinnen und –lehrer bezweifeln dies. 

Eine grössere Durchlässigkeit des Systems wird sicher erreicht werden. Ob allerdings die zentrale 
Steuerung des Systems auch seine Verbesserung nach sich ziehen wird, mag die Zukunft zeigen.  

2. Grundprinzipien 
Subsidiarität: Für dieses Prinzip wurde zum Bildungsrahmenartikel abgestimmt. Es gehört viel 
politischer Mut zur Durchsetzung dieses Prinzips auf der Ebene der Schulbildung. Gegenwärtig 
gibt es – gezwungenermassen - für die obligatorische Schulbildung keine gesamtschweizerischen 
Visionen. In mehreren Kantonen finden Bildungsdebatten statt, aber weder Eltern, noch Lehrer, 
noch Politiker finden auf diesem Gebiet einen gemeinsamen Nenner.  

Jene Anliegen, die bisher gesamtschweizerisch nicht festgelegt werden konnten, z.B. die 
Sprachenfrage, wurden dem Ermessen der Kantone überlassen. Auch in den Erläuterungen zu 
HarmoS (Art. 3, S. 16) lässt sich diese Tendenz ablesen, wenn darauf verzichtet wird, trotz MAR-
Bestimmungen, die Dauer bis zur gymnasialen Maturität festzulegen. Durch solche Regelungen 
werden Konflikte nicht gelöst, sondern nach Meinung vieler Mitglieder des VSG nur verzögert 
oder umgangen.  

Mobilität: Wie viel Familien sind davon statistisch betroffen? Es stellt sich die Frage, ob der 
Gewinn auf diesem Gebiet so schwer ins Gewicht fallen wird, dass die Änderung des ganzen 
Systems gerechtfertigt ist. Die Mobilität spielt wahrscheinlich eine grössere Rolle innerhalb der 
Sprachgrenzen als auf gesamtschweizerischer Ebene.  

3. Übergeordnete Ziele 
Die Tessiner Kolleginnen und Kollegen verlangen den Unterricht einer dritten Landessprache in 
der obligatorischen Schulzeit.  

Alle Antworten ohne Ausnahme verlangen die Festlegung einer Regelung für die Mindestdauer der 
gymnasialen Ausbildung. Das MAR sieht für den gymnasialen Unterricht vier Jahre vor. 

Jedoch haben die meisten Kantone dieses Reglement umgangen, indem sie mit dem gymnasialen 
Unterricht ein Jahr vorher auf der Sekundarstufe 1 beginnen. So wird die Kontinuität unterbrochen 
und die Qualität der gymnasialen Bildung beeinträchtigt. Ein Langzeitgymnasium von sechs Jahren 
kann die Vorbereitung der Schülerinnen und Schüler auf die Maturität in mehreren Kantonen 
verbessern.  

Einige Kantone verletzen das Reglement, indem der gymnasiale Unterricht durch Lehrkräfte erteilt 
wird, die nicht die Ausbildung dazu haben. Es sei daran erinnert, dass die Ausbildung von 
Lehrerinnen und Lehrern der Sekundarstufe 1 in den meisten Kantonen den Anforderungen eines 
gymnasialen Unterrichts nicht genügt.  

Die universitären Hochschulen stellen hohe Anforderungen an die fachlichen und überfachlichen 
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Kompetenzen von Studienanfängerinnen und -anfängern. Die Gymnasien haben nach MAR den 
Auftrag, Gymnasiastinnen und Gymnasiasten zur Hochschulreife zu führen und ihnen gleichzeitig 
eine breite Allgemeinbildung zu vermitteln. Die vorgesehenen vier Jahre stellen deshalb ein 
absolutes Minimum dar, das nicht verkürzt werden darf und in ein und derselben Schule stattfinden 
muss. Besonders im Tessin, wo die Schülerinnen und Schüler auf Hochschulen in grösstenteils 
anderen Sprachgebieten vorbereitet werden müssen, sollte diese Mindestdauer eingehalten werden. 

Unverständlicherweise verweigert die HarmoS-Vereinbarung eine Regelung in dieser Hinsicht. 
Auf diese Weise hat die Vereinbarung, die eine Harmonisierung für die Primarschule festlegt, eine 
Deregulierung der Sekundarstufen 1 und 2 zur Folge!  

Nach dem Prinzip der Subsidiarität im Sinne der neuen Bildungsverfassung ist es nun an der Zeit, 
alle Kantone auf eine vierjährige Minimaldauer des Gymnasiums zu verpflichten.  

Alle unsere Verbände verlangen die Festlegung von mindestens vier Jahren für die Ausbildung bis 
zur Maturität auf einem Gymnasium in der ganzen Schweiz. Falls dies nicht getan wird, werden 
kantonale Grossräte durch Senken von Bildungsausgaben die Qualität der Gymnasien weiter 
beeinträchtigen.1 In Basel-Land wurde im Grossrat gerade gegen eine Matur in 12 Jahren 
gestimmt, während in Genf der Gesetzesentwurf zur Reduktion von 13 auf 12 Jahre „la maturité à 
18 ans“ in naher Zukunft im Grossrat erwartet wird. 

4. Einschulung 
Für die Tessiner Schülerinnen und Schüler bedeutet die Festlegung des Alters von vier Jahren für 
den Schuleintritt mit Stichtag 30. Juni eine Verspätung im Vergleich zum aktuell bestehenden 
System und aus diesem Grund protestieren Tessiner Gymnasiallehrerinnen und -lehrer dagegen.  

Die Waadtländer fragen sich, ob die Festlegung des Einschulungsalters den Prinzipien einer 
demokratischen Schule entspricht. Aber genau wie die Genfer protestieren sie nicht dagegen, weil 
die Einschulung in diesen beiden westschweizerischen Kantonen für etwa 80% der Kinder ohnehin 
schon in diesem Alter erfolgt. 

5. Dauer der Schulstufen 
De facto bringen die Strukturveränderungen von HarmoS eine Verkürzung der gymnasialen 
Ausbildung mit sich, sodass die Verbände des VSG in ihnen mehr Nachteile als Vorteile für 
Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe 2 sehen (s.a. Kommentar zu Art. 3) und diese 
Amputation ablehnen.  

Der gymnasiale Bildungsgang mit einer Mindestdauer von vier Jahren, die im MAR festgelegt 
wurde, muss durch entsprechend ausgebildete Lehrkräfte in einer Schule der Sekundarstufe 2 
gewährleistet sein. 

Die wiederholte Formulierung „in der Regel“ (Abs. 2 und 3) schwächt den Wortlaut und leistet 
jeder Umgehung Vorschub. 

Es ist schwer ersichtlich, warum die Sekundarstufe 1 durch die unterschiedliche Dauer für 
zukünftige Gymnasiasten und den Schülern der berufsbildenden Schulen vollkommen zerpflückt 
wird. 

Frage zu den Erläuterungen (S. 20 unten): Woher kommen die Zahlen der Schüler eines Jahrgangs, 
die in die Berufsbildung (70%) bzw. die gymnasiale Ausbildung (20%) gehen? Handelt es sich hier 
um einen Prozentsatz, den man erreichen möchte, oder einen, der den gegenwärtigen statistischen 
Erhebungen auf gesamtschweizerischer Ebene entspricht? 

                                                 
1 Die OECD liefert den Politikern hierfür auch noch Argumente durch die griffige Behauptung, dass es keine direkte 
Beziehung zwischen Bildungsausgaben und den Leistungen eines Bildungssystems gibt. Es fragt sich, ob solche das ganze 
System betreffende Beobachtungen für den einzelnen Schüler oder Lehrer einen Wert haben. Die individuelle subjektive 
Wahrnehmung sagt ihnen das Gegenteil. 
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Im Waadtland gehören die Stufen 5 und 6 zur Sekundarstufe 1 (was, nebenbei bemerkt, 
wahrscheinlich die Voraussetzung dafür ist, dass die Schülerinnen und Schüler in diesem Kanton 
überhaupt mit Erfolg die dreijährige Maturitätsschule absolvieren können). Die Kollegen dort 
fragen sich, ob Qualität und Wirksamkeit des Unterrichts in den Klassen 5 und 6 nicht gerade von 
der Vielzahl der Unterrichtenden und ihren verschiedenen Beurteilungen abhängt. Im Unterricht 
durch nur eine Lehrkraft, wie das in diesen Schulstufen der Primarschule gemeinhin der Fall ist, 
leiden die Schülerinnen und Schüler nach Ansicht der Waadtländer unter der einseitigen 
Beurteilung nur einer einzigen Lehrkraft. 

Im Zusammenhang mit dem Art. 5 werden zwei Anträge gestellt:  

- Ein Tessiner Verband beantragt die Beibehaltung des Tessiner Systems, mit der 
Begründung, dass die Gymnasiasten im Tessin erfolgreich auf die Hochschulen 
anderssprachiger Gebiete vorbereitet werden müssen. 

- Der Fachverband „Wirtschaft und Recht“ beantragt in Art. 5 Abs. 3 das Weglassen des 
Adjektivs vor „Maturitätsschulen“, weil sonst ein Übergang in die Handelsmittelschulen ab 
dem 10. Schuljahr nicht mehr möglich wäre. Handelsmittelschulen sind erstens ebenfalls 
Maturitätsschulen und zweitens würde ein Übergang im Herbst des 11. Schuljahres den 
kaufmännischen Lehrstellenmarkt unnötigerweise belasten, wenn sich HMS-Schülerinnen 
und Schüler um eine kaufmännische Lehrstelle bemühen. Der geänderte Wortlaut lautet 
dann: Der Übergang zur Sekundarstufe II erfolgt für den Bereich der Berufsbildung nach dem 11. Schuljahr, für die 
gymnasialen Maturitätsschulen in der Regel nach dem 10. Schuljahr. 

6. Gestaltung des Schulalltags 
Da Harmos recht tief in den Schulalltag eingreifen soll, ist es notwendig, die Rolle der Lehrerinnen 
und Lehrer in den entsprechenden Bestimmungen besser hervorzuheben und anzuerkennen. 

7. Bildungsstandards 
Der Zentralvorstand des VSG hat im Juni 2006 zu dem Thema „Bildungsstandards für 
Maturitätsschulen“ eine detaillierte Stellungnahme herausgegeben. Wir fügen Sie dieser 
Vernehmlassungsantwort bei, weil die Position des VSG unseres Erachtens grösstenteils auch auf 
die obligatorische Schulzeit angewendet werden kann. 

Die Formulierung von Art. 7 Abs. 2b ist unverständlich. Von welcher Umsetzung, welchen 
Umsetzungsbedingungen auf welcher Ebene wird hier gesprochen? Auch durch die Erläuterungen 
wird dieser Satz nicht klarer. 

Was sind die Kriterien solcher Leistungsstandards und der Leistungstests, worin besteht ihre 
„Wissenschaftlichkeit“? Die Lehrerverbände müssen glaubhaft darüber informiert werden. Im 
Artikel 7 scheint die Wissenschaftlichkeit ein leeres Postulat zu sein. Gibt es statistische 
Erhebungen, Forschungsergebnisse aus Langzeitstudien in diesem Bereich?  

Die Mitglieder des VSG verlangen die Mitarbeit in den Kommissionen, in denen Prüfungen im 
Sinne solcher Standards und Leistungsstandards entwickelt werden. Es ist undenkbar, dass solche 
Tests entstehen, ohne die Lehrerinnen und Lehrer mit ihrer praktischen Erfahrung dabei zu Rate zu 
ziehen.  

Unter Berufung auf die „Wissenschaftlichkeit“ solcher Standards und Tests läuft man Gefahr, den 
Lehrerinnen und Lehrern eine ihrer Aufgaben, die Beurteilung der Schülerinnen und Schüler, zu 
entziehen. Es könnte geschehen, dass die Lehrkräfte zum vollziehenden Arm einer 
aussenstehenden Autorität werden und ihr eigenes Beurteilungsvermögen damit dauerhaft 
untergraben wird, falls sie nicht als Berater bei der Aufstellung der Kriterien und der Redaktion der 
Standards und Tests herangezogen werden. 
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In den VSG-Verbänden wird allgemein befürchtet, dass die Bildungsstandards Mindestleistungen 
festlegen, nach denen sich sowohl Schülerinnen und Schüler als auch Lehrerinnen und Lehrer 
richten werden, sodass die Leistungen durch Standards nicht gehoben werden, sondern eher auf das 
festgelegte Minimum beschränkt bleiben. Denn es ist allgemein bekannt, dass sich beide Seiten im 
Unterricht nach den geprüften Zielen richten, während nicht abgefragtes Wissen in Vergessenheit 
gerät, weil man dafür keine Lorbeeren verdienen kann. Die Tatsache, dass Schüler durch den 
erwarteten, ihren Leistungen angemessenen Test angespornt werden, ist nicht aus dem Schulbetrieb 
wegzuleugnen. Wenn nun aber Schüler durch solche Tests unterfordert werden, werden sie sich 
missachtet fühlen, das Lernen weniger ernst nehmen und somit automatisch weniger lernen. 

In Genf hat man seit etwa 30 bis 40 Jahren eine gewisse Erfahrung mit „épreuves communes“, also 
mit Prüfungen, die auf kantonaler Ebene für einen Jahrgang durchgeführt wurden. Aber bisher 
brachten diese „épreuves communes“ keine grossen Erkenntnisse. Jedoch wurde bei diesen 
Prüfungen klar, dass deren Ergebnisse die wahren Leistungen des Schülers unbefriedigend oder 
eben nur sehr bruchstückhaft widerspiegeln.  

Durch eine wiederholte ungetreue Wiedergabe ihres Könnens werden bei den einzelnen 
Schülerinnen und Schülern wahrscheinlich die grössten Frustrationen entstehen und eine 
Demotivation bewirken, die wohl nicht in der Intention solcher Leistungsstandards liegt. 

Durch die Tatsache, dass die Leistungen in einigen Fächern geprüft werden, bekommen diese 
(wenigen) Fächer ein besonderes Gewicht im Vergleich zu anderen, in denen keine solchen Tests 
stattfinden. Verhältnismässig leicht testen kann man Leistungen, die objektiv messbar sind. Wie 
soll man jedoch kulturelle Inhalte, künstlerische Begabungen, musische Fähigkeiten mit Tests 
„wissenschaftlich“ messen, um diesen Fächern (und den in diesen Fächern starken Schülerinnen 
und Schülern) ein ebenso grosses Gewicht wie anderen zu verleihen?  

Der Verband „bildnerisches Gestalten“ stellt formell den Antrag, dass nicht nur einige, sondern alle 
Fächer geprüft werden und dass der Bereich Kunst und Gestaltung wie alle anderen Fächer 
Experten zur Entwicklung der Tests stellen. In diesem Bereich gibt es bereits eine Projektgruppe 
„Fächerbereich Gestaltung“, die aus Fachdidaktikkreisen Pädagogischer Hochschulen und 
entsprechender Fachverbände besteht und sich zurzeit für die Mitarbeit im Projekt 
Deutschschweizer Lehrplan engagiert. 

Die westschweizerischen Verbände des VSG sehen die Rahmenlehrpläne (Pecaro) als Gewähr für 
verbindliche Ziele in der Romandie an.  

Die Errechnung zukünftiger Kosten ist im Zusammenhang mit diesem Artikel besonders schwer zu 
verstehen. Wieso sollen drei Prüfungen (gegenwärtig Ende 2.,6. und 9. Schuljahr) nur etwa 50% 
der Mittel verschlucken, die eine einzige Prüfung (Ende 9. Schuljahr) gekostet hat? Aus welchem 
Grund sollten die drei Leistungstest weniger kosten als der für die gleiche Schulbevölkerung 
organisierte Pisa-Test? Wie oft sollen diese Tests durchgeführt werden? Für jede Jahrgangsstufe 
einmal, also drei Tests einmal pro Jahr? Dann müssten doch auch wohl immer neue Prüfungen 
gemacht werden, für jeden 2., 6. und 9. Jahrgang? Der Leser dieser Rechnung kann wegen 
fehlender Erklärungen nur vermuten, dass die veranschlagten Ausgaben bewusst tief gehalten 
wurden, um besorgte Finanzexperten zu beschwichtigen. 

8. Lehrpläne und Lehrmittel 
Die Lehrmittel bestimmen die Methoden, die Pädagogik bestimmt die Lehrmittel und beeinflusst 
den Unterricht. Aus diesem Grund sollte die Wahl der Lehrmittel den Lehrerinnen und Lehrern 
überlassen bleiben, zumal ihnen in den Erläuterungen zu HarmoS ausdrücklich ein 
Gestaltungsfreiraum zugesichert wird (S. 14 + S. 26). Es sollte ein grosses Angebot an Lehrmitteln 
vorhanden sein, damit Lehrerinnen und Lehrer zwischen mehreren methodischen Ansätzen effektiv 
wählen können. Erfolgreich sind die Unterrichtenden dann, wenn sie sich voll einsetzen für den 
Stoff. Nur so können auch die Schüler motiviert und Leistungen erzielt werden.  
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9. Portfolios 
In Portfolios werden die subjektiven Wahrnehmungen von Schülerinnen und Schülern 
festgehalten. Somit hängen die dort kommentierten Leistungen von der Charakterstärke und dem 
Selbstbewusstsein ab. Schüchterne und unsichere Schülerinnen und Schüler müssen 
gezwungenermassen schlechter abschneiden als andere, die ständig ihre Ellenbogen gebrauchen 
und noch andere, die sprachgewandt ihren Zuhörern oder Lesern Sand in die Augen streuen.  

Das Nachdenken über die eigenen Leistungen kann, aber muss keine Fortschritte auf individueller 
Ebene mit sich bringen. Es ist möglich, dass es einige Schülertypen fördert. Aber es ist nur ein 
Mittel zur Motivation unter vielen anderen. Es gehört zu den pädagogischen Modeerscheinungen 
und ist nicht das Wundermittel, das endlich erlaubt, die Qualifikations- und Selektionsfrage 
befriedigend zu lösen. 

Die Tatsache, dass eine langjährige Ausbildung (innerhalb oder ausserhalb der Schule) 
stattgefunden hat, braucht nicht immer auch eine Verbesserung der Leistungen zu bedeuten. Das 
wissen alle, die je eine Sprache haben lernen wollen und immer wieder damit angefangen haben. 
Sie haben erfahren, dass der gelernte Stoff immer wieder in Vergessenheit geriet, wenn man nicht 
regelmässig weiter lernte. 

Darüberhinaus stellt die Valorisierung von ausserschulischen Weiterbildungen eine Gefahr für die 
öffentliche Schule dar. Der Wert des Unterrichts in öffentlichen Schulen wird geschmälert, wenn 
die Leistungen, Weiterbildungskurse und Examina im Privatunterricht, die unter ganz anderen 
Bedingungen stattfinden, die Prüfungen und Zertifikation der öffentlichen Schulen ersetzen. Die 
öffentliche Schule wird auf diese Weise zum Zubringer für die Privatschulen oder für 
Unternehmen, die Auslandsaufenthalte organisieren.  

Auf dem Gebiet der Sprachen kann man diese Tendenz jetzt schon in den Zürcher 
Maturitätsschulen beobachten. In einigen gymnasialen Maturitätsschulen bereitet man oft auf die 
Sprachexamen vor, die in privaten Schulen abgenommen werden. Die Konkurrenz, die so zwischen 
Privatkursen und öffentlicher Schule entsteht, mag vielleicht die Leistungen derer anheben, die 
solche Kurse besuchen. Aber nur finanzkräftige Eltern können sich diese Ausgaben leisten.  

Daraus resultiert eine noch grössere Diskriminierung der Minderbemittelten, die schon der Pisa-
Test aufdeckte und die man u.a. auch durch HarmoS beseitigen will. Wenn nur die Leistungen von 
Schülerinnenn und Schülern finanzkräftiger Eltern verbessert werden, leiden die sozio-kulturell 
Benachteiligten darunter. Falls dieses finanzielle Phänomen dann noch mit Mangel an 
Selbstvertrauen und Ausdrucksschwierigkeiten zusammenfällt, dann werden Portfolios die 
Leistungsunterschiede noch weiter akzentuieren, anstatt sie zu vermindern. 

10. Bildungsmonitoring 
Die VSG-Verbände stehen  (wie schon unter Art. 7) der „Wissenschaftlichkeit“ skeptisch 
gegenüber. Die Zahlenerhebungen mögen wissenschaftlich durchgeführt werden. Aber deren 
Interpretation wird äusserst schwierig sein. Es müssen an der Auswertung der statistischen Daten 
unbedingt Lehrerinnen und Lehrer mit langjähriger Berufserfahrung teilnehmen, damit auch die 
praktische Sicht des Unterrichts berücksichtigt wird.  
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Schlussfolgerung 
Die in Art. 1 anvisierte Qualitätssteigerung wird von den Lehrerinnen und Lehrern unserer Verbände 
als Postulat angesehen. Die Harmonisierung dient vielleicht einer grösseren Übersichtlichkeit des 
Systems aber nicht seiner grösseren Qualität. Es ist eine Illusion, dass Leistung sich objektiv messen 
lasse. Viele Lehrerinnen und Lehrer der Sekundarstufe 2 sind der Meinung, dass man durch 
Leistungstests auf kantonaler bzw. gesamtschweizerischer Ebene keine grössere Qualität erreicht, 
sondern nur den bürokratischen Aufwand vergrössert, denn diese Tests können nicht als pädagogisches 
Instrument nutzbar gemacht werden. 

Die output-orientierte Bildungspolitik, die durch Leistungsstandards und Bildungssstandards 
eingeführt wird, bringt eine ökonomische Perspektive in die Verwaltung von Schulen und in den 
Unterricht selbst, die beträchtliche finanzielle Mittel verschlingen wird. Bei den ständig gesunkenen 
Bildungsausgaben für gymnasiale Maturitätsschulen (laut Bundesamt für Statistik), fürchten die 
Verbände des VSG eine weitere durch HarmoS bedingte Senkung, wenn diese Harmonisierung in den 
Kantonen ohne zusätzlich finanzielle Ressourcen durchgeführt werden muss 

Die zahlreichen Debatten und kantonalen Abstimmungen (Sprachenunterricht, Evaluation usw.) 
zeigen, dass gegenwärtig in den Kantonen (wie in den Nachbarländern) über Unterrichtsprinzipien und 
-inhalte kein Konsensus herrscht. Eltern, Politiker, Schüler und Lehrer haben ganz verschiedene 
Perspektiven. Aber weder die gemeinsamen Eckwerte, noch individuelle Portfolios, oder die 
Systemsteuerung können diesen Konsensus schaffen. Nach Meinung einiger Verbände sollte nicht nur 
über die Struktur des Systems, sondern auch über die grundsätzlichen Prinzipien (z.B. Selektion) 
dieses System und deren Konsequenzen debattiert werden.  

Bei der Umsetzung von HarmoS, müssen Lehrpersonen unbedingt als Experten mitwirken. Auf Grund 
ihrer beruflichen Ausbildung, ihrer fachlichen Kompetenzen und praktischen Erfahrungen müssen die 
Lehrkräfte angemessen miteinbezogen werden. Die Anerkennung ihrer beruflichen Kompetenzen muss 
unbedingt gewährleistet sein. 

Die durch die Änderungen hervorgerufenen standespolitischen Probleme auf der Ebene von 
Besoldung, Arbeitslosigkeit, Zusatzausbildungen usw. sollten in Verhandlungen mit den 
Lehrerverbänden gelöst werden. Wenn der Waadtländer Kantonalverband eine schlechtere Besoldung 
für die „semi-généralistes“, die in den Klassen 5 und 6 der Sekundarstufe 1 unterrichten, befürchtet, 
dann müssen dort zwischen den Beteiligten Absprachen stattfinden. 

Ein gutes Konkordat muss ein Gesamtkonzept für alle Schulstufen entwerfen und durch keine 
schwammigen Formulierungen Gelegenheit bieten, die Bestimmungen zu umgehen. Dennoch sollten 
die Bestimmungen so formuliert sein, dass sie einzelnen in der föderativen Schweiz durch Tradition 
gewachsenen Strukturen und durch geschichtliche Gegebenheiten bestimmten Systemen einen eigenen 
Platz im Rahmen des Ganzen klar gewährt. 

 


